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Schriftlicher Bericht 

des 2. Sonderausschusses — Wasserhaushaltsgesetz — über Nr. 1 
Buchstabe g des Antrags des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

- Druckachen 251, 79 - 


betr. Reorganisation des Agrarrechts und der Agrarwirtschaft 


A, Bericht des Abgeordneten Dr. von Buchka: 


Auf den Antrag der Fraktion der FDP betr. Re- 
organisation des Agrarrechts und der Agrarwirt- 
schaft — Drucksache 79 — hatte der Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, dem der 
Antrag federführend überwiesen war, in dem 
Schriftlichen Bericht — Drucksache 251 — einen 
Antrag gestellt, der bis auf den Punkt zu Nr. 1 
Buchstabe g vom Deutschen Bundestag in seiner 
19. Sitzung am 12. März 1954 angenommen wurde. 
Der besagte Punkt zu Nr. 1 Buchstabe g wurde hin- 
gegen ausgeklammert und dem Ausschuß für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten federführend 
und den Ausschüssen für Verkehrswesen, für Wirt- 
schaftspolitik, für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht und für innere Verwaltung mitberatend rück- 
überwiesen. 

Auf eine Bitte des federführenden Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat 
der Deutsche Bundestag in seiner 138. Sitzung am 
23. März 1956 beschlossen, diesen Punkt dem Son- 
derausschuß Wasserhaushaltsgesetz zur federfüh- 
renden Behandlung zuzuweisen. 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik hatte sich 
bereits in seiner 11. Sitzung am 4. Mai 1954 mit 
dem genannten Punkt der Drucksache 251 befaßt, 
wobei ihm eine Stellungnahme des Verkehrsaus- 
schusses vorlag, die dem Bundestag empfahl, die 
Bundesregierung zu ersuchen, die Wasserwirtschaft 
bundeseinheitlich zu regeln unter Berücksichtigung 
auch der landwirtschaftlichen Belange. Der Aus- 
schuß für Wirtschaftspolitik befürwortete eine 


bessere Koordinierung der einzelnen Bundes- 
ressorts; er betrachtet es jedoch nicht als Aufgabe des 
Bundestages, der Bundesregierung konkrete Vor- 
schläge über die Zuständigkeitsabgrenzung zu un- 
terbreiten. Der Ausschuß beschloß sodann folgende 
Empfehlung an den — damals federführenden — 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten, die Bundesregierung zu ersuchen, 

die Wasserwirtschaft bundeseinheitlich zu regeln 
unter Berücksichtigung auch der landwirtschaft- 
lichen sowie insbesondere der gesamtwirtschafts- 
politischen Belange. 

Am 22. Juni 1954 war der vorliegende Antrag Ge- 
genstand der Beratung in der 19. Sitzung des Aus- 
schusses für Rechtsvvesen und Verfassungsrecht. 
Auch dieser Ausschuß hält es nicht für angebracht, 
daß der Bundestag durch Beschluß bestimmte 
Wünsche hinsichtlich einer federführenden Zusam- 
menfassung eines Aufgabenbereichs an einer be- 
stimmten Stelle äußert. Er unterstützt jedoch den 
Antrag insoweit, als in ihm der Wunsch nach einer 
bundeseinheitlichen Regelung des Wasserhaushalts 
zum Ausdruck kommt. Die vom Ausschuß für Ver- 
kehrswesen vorgeschlagene ausdrückliche Berück- 
sichtigung der landwirtschaftlichen Belange hält er 
für überflüssig, da sie von der zweckmäßigeren 
Formulierung „gesamtwirtschaftliche Belange“ mit- 
umfaßt werde. Für eine Einflußnahme des Deut- 
schen Bundestages auf den Verwaltungsaufbau der 
Länder sah der Ausschuß im Hinblick auf Ar- 
tikel 83, 84 GG keinen Raum. 
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Der Formulierungs Vorschlag des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht lautet mithin: 

,,g) den Wasserhaushalt der Bundesrepublik unter 
Berücksichtigung der gesamtwirtschaftlichen 
Belange durch ein Rahmengesetz bundes- 
einheitlich gemäß den Vorschriften des Grund- 
gesetzes zu regeln,“ 

Im jetzigen Zeitpunkt ist diese Formulierung 
durch den bereits zur zweiten Beratung vorliegen- 
den Entwurf eines Wasserhaushaltsgesetzes — 
Drucksache 3536 — gegenstandslos geworden. Der 
Ausschuß für Angelegenheiten der inneren Verwal- 
tung beschloß auf seiner 8. Sitzung am 18. Juni 
1954, sich der Stellungnahme des Ausschusses für 
Wirtschaftspolitik anzuschließen. 

Der 2. Sonderausschuß — Wasserhaushaltsgesetz 
— befaßte sich nun in seiner 25. Sitzung am 20. Mai 
1957 mit dem zugewiesenen Punkt der Drucksache 
251, der zum Ziel hat, alle wasserwirtschaftlichen 
Fragen im Bund federführend beim Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zusammenzufassen und den die Wasser- 
wirtschaft betreffenden Verwaltungsaufbau in den 
Ländern zu koordinieren. 

Der Ausschuß hält dies zwar für erwägenswert, 
sieht jedoch keine Möglichkeit, im Wege eines Be- 


schlusses des Bundestages darauf hinzuwirken. Die 
interne Organisation der Ministerien sollte diesen 
selbst Vorbehalten bleiben. Ebenso ist die Verwal- 
tungsorganisation der Länder ausschließlich deren 
Sache. Daß die mit der Wasserwirtschaft befaßten 
Ressorts der Bundesregierung auf eine Koordinie- 
rung hinwirken, hält der Ausschuß für selbstver- 
ständlich. Dem Wunsche der Ausschüsse für Wirt- 
schaftspolitik und für Verkehrswesen nach bundes- 
einheitlicher Regelung der Wasserwirtschaft kann 
gleichfalls nicht im Wege eines Bundestags- 
beschlusses zu diesem Antrag Rechnung getragen 
werden. Diesem Wunsche entspricht vielmehr der 
Gesetzentwurf betr. Änderung und Ergänzung der 
Artikel 74 und 75 des Grundgesetzes — Druck- 
sache 3158 — , der nach Beratung in den beteiligten 
Ausschüssen dem Bundestag zur zweiten und drit- 
ten Lesung vorliegt. 

Der Ausschuß empfiehlt daher, den Antrag des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten — Drucksache 251 — zu Nr. 1 Buch- 
stabe g abzulehnen. 

Bonn, den 29. Mai 1957 

Dr. von Buchka 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschlusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

Nr. 1 Buchstabe g des Antrags des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten betr. Re- 
organisation des Agrarrechts und der Agrarwirt- 
schaft — Drucksache 251 • — abzulehnen. 

Bonn, den 29. Mai 1957 

Der 2. Sonderausschuß 
— Wasserhaüshaltsgesetz — 


Ruhnke 

Vorsitzender 


Dr. von Buchka 

Berichterstatter 



